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Amerika geht gegen Klimawandel vor

Bis 2030 sollen Kraftwerke ein Drittel weniger CO2 ausstoßen. Doch Präsident Obama muss sich noch auf harten Widerstand einstellen.

pwe. WASHINGTON, 2. Juni. Die amerikanische Regierung will den Ausstoß von Kohlendioxid drastisch senken. Energieerzeuger in den Vereinigten Staaten sollen ihren Kohlendioxidausstoß bis 2020 um rund 25 Prozent und bis 2030 um 30 Prozent verringern, gemessen am Basisjahr 2005. Das sieht ein Regulierungsentwurf der Umweltschutzbehörde EPA vor. Die Auflagen gehören zu den bislang schärfsten Vorschriften in Amerika gegen den Klimawandel. Sie würde vor allem die rund 600 Kohlekraftwerke treffen. Die Vereinigten Staaten beziehen rund 39 Prozent ihres Stroms aus Kohle. Kraftwerke tragen nach den Daten der EPA rund 38 Prozent zum Kohlendioxidausstoß in Amerika bei.

Gemäß dem Entwurf würde die Bundesregierung jedem Bundesstaat Ziele zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes von Energieerzeugern setzen, die sich nach den Begebenheiten des Staates richten. In der Summe sollen damit 30 Prozent bis 2030 erreicht werden. Die EPA will den Bundesstaaten viel Spielraum lassen, wie sie die Vorgaben erreichen können. Die Staaten können die Umwelteffizienz von Kraftwerken verbessern, verstärkt Energien wie Gas oder Solar nutzen oder den Energieverbrauch drücken. Sie können auch, einzeln oder im Verbund, handelbare Nutzungsrechte für Treibhausgase einführen. Handel mit Kohlendioxid-Zertifikaten gibt es in Amerika bislang in Kalifornien und in einer Gruppe von neun Staaten im Nordosten, von Connecticut über Massachusetts und New York bis Vermont. Der Regulierungsentwurf soll nach Beratungen und Anhörungen im Juni 2015 beschlossen werden. Die Staaten müssten bis 2016 ihre Pläne vorlegen, wobei der Entwurf Spielraum bis 2018 vorsieht.

Für Obama ist die Regulierung der Versuch, ein umweltpolitisches Erbe zu hinterlassen. In seiner ersten Amtszeit war er im Kongress damit gescheitert, den Ausstoß von Kohlendioxid durch gesetzliche Begrenzungen und den Zertifikatehandel zu verringern. Das erzürnte demokratische Wähler und Umweltschutzgruppen, nachdem Obama im Wahlkampf 2008 anderes versprochen hatte. Die Regierung setzt nun darauf, durch Direktiven am Kongress vorbei den Umweltschutz voranzutreiben. Wichtigstes umweltpolitisches Erbe Obamas sind bislang verschärfte Abgasstandards für Automobile und leichte Lastwagen bis 2025. Der Transportsektor trägt 32 Prozent zum Kohlendioxidausstoß Amerikas bei.

Der Regulierungsentwurf befördert eine heftige Debatte um den Klimawandel. Mehrere Bundesstaaten haben schon Klagen angekündigt. Die EPA beziffert den Nutzen für Klima und Gesundheit auf bis zu 93 Milliarden Dollar im Jahr 2030. Zwischen 2700 und 6600 frühzeitige Todesfälle könnten bis 2030 verhindert werden sowie bis zu 150 000 Asthma- Attacken bei Kindern. Zugleich soll die Energierechnung bis 2003 um 8 Prozent geringer ausfallen, weil effizienter gewirtschaftet würde.

Republikaner sprechen von einem Kampf gegen die Kohle und warnen vor Verlusten von Arbeitsplätzen. Widerstand gibt es auch seitens demokratischer Politiker aus „Kohlestaaten“ wie West Virginia. Die einflussreiche Chamber of Commerce hatte schon vorab eine Studie vorgelegt, wonach die Verbraucher als Folge der Regulierung bis 2030 rund 290 Milliarden Dollar mehr für Energie zahlen müssten. Auch werde die jährliche Wirtschaftsleistung um 50 Milliarden Dollar verringert. Diese Studie ist wie andere Rechnungen umstritten, weil die endgültige Regulierung noch nicht vorliegt. Umweltschutzgruppen halten die Vorgaben für unzureichend, weil sie auf dem Basisjahr 2005 aufsetzen. Seither ist der Kohlendioxidausstoß deutlich gesunken, als Folge der Finanzkrise und der verstärkten Nutzung von Schiefergas durch die Fracking-Förderung. Nach Angaben der EPA lag der Kohlendioxidausstoß 2012 mit 5,4 Milliarden Tonnen fast 12 Prozent niedriger als 2005, aber 5,4 Prozent höher als 1990. Die neuen amerikanischen Vorgaben könnten die globale Einigung auf eine Nachfolgeregelung des Kyoto-Protokolls erleichtern, die für 2015 angestrebt wird. Obama hatte 2009 auf dem gescheiterten Klimaschutzgipfel der Vereinten Nationen in Kopenhagen zugesagt, dass die Vereinigten Staaten bis 2020 ihren Kohlendioxidausstoß um 17 Prozent verringern, gemessen am Jahr 2005.
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Strittiger Klimavorstoß

Von Patrick Welter

Weit mehr als in Europa ist die Klimaschutzdebatte in den Vereinigten Staaten frei und unterliegt weniger Tabus. Skeptiker wider die These des von der Menschheit verursachten Klimawandels gelten nicht direkt als Spinner und sind auch unter seriösen Politikern zu finden. Vor allem haben die Amerikaner indes ein klareres Auge auf die Kosten, die ihnen durch Klimaschutzregulierungen auferlegt werden. Der neue Versuch von Präsident Barack Obama, mit Vorgaben gegen den Klimawandel vorzugehen, wird damit noch für heftige Debatten sorgen. Wer jetzt Obama zujubelt, sollte sich bewusst sein: Es ist bislang nur ein Entwurf einer Regulierung, der noch abgeschwächt werden und vor Gericht scheitern kann. Wie stark die geplanten Vorgaben zur Verringerung des Kohlendioxidausstoßes Wirtschaft und Verbraucher treffen werden, steht in den Sternen. Es wird sehr davon abhängen, ob die Bundesstaaten zur Erfüllung der Vorgaben auf Befehle und Anordnungen setzen oder auf den Markt. Zehn Bundesstaaten haben schon jetzt den Handel mit Kohlendioxid-Zertifikaten eingeführt. Das ist der überlegene Weg, um möglichst effizient und kostengünstig Emissionen zu verringern
.
Lübecker Nachrichten 3.6.2014

Amerikas Kehrtwende
Es wird Zeit, mit einigen Klischees aufzuräumen.

Amerika, stets als großer Umweltsünder

angeprangert, ist auf dem Weg zu einer

bemerkenswerten Kehrtwende. Der Kampf

gegenden Klimawandel zählt in denUSA– endlich

– zu den großen gesellschaftspolitischen

Themen, und die konkreten Veränderungen im

Alltagsleben können sich sehen lassen.

Diesen Prozess, der ohnehin seit Jahren im

Gang ist, stattet Barack Obama jetzt mit einem

Katalysator aus: Per Dekret lässt der Präsident

die CO2-Verordnungen drastisch verschärfen.

Ganz gleich, ob der Kongress diese Kurskorrektur

politisch mitträgt oder nicht, will der Chef

des Weißen Hauses den größten Dreckschleudern

den Schornstein abdrehen. Es ändern sich

in jüngster Zeit auch einige andere Vorzeichen

in Amerika: Die Investitionen in Wind- und Solaranlagen

steigen, und die berühmt-berüchtigten

Spritfresser aus den Autofabriken in Detroit

weichen immer häufiger Hybridfahrzeugen.

Dass die Vereinigten Staaten immer weniger

Treibhausgase in die Atmosphäre blasen, liegt

vor allem aber am Umbruch in der Rohstoffproduktion:

Bei fallenden Gaspreisen geraten viele

Kohlekraftwerke in finanzielle Schieflage.

Zur Wahrheit gehört allerdings auch, dass

sich die Umweltbilanzen zwischen Europa und

den USA nur schwer miteinander vergleichen

lassen. Während Deutschland den Ausstieg aus

der Atomkraft vorbereitet und daher auf die

Kohle als Grundlastträger angewiesen bleibt,

wählen die Amerikaner einen anderen Weg:Sie

konzentrieren sich auf die Reduzierung der

Treibhausgase und nehmen dafür gewisse Risiken

billigend in Kauf. Im Bundesstaat Georgia

werden erstmals nach langer Zeit wieder neue

Kernkraftwerke gebaut – ohne dass die Entsorgung

des Atommülls seriös geklärt wäre. Und

die Folgen des massenhaften Frackings zur Gewinnung

von Schiefergas lassen sich im Moment

ebenfalls nicht vollständig abschätzen.

Trotzdem es ein gutes Zeichen, dass sich die

transatlantischen Partner zumindest im obersten

umweltpolitischen Ziel einig sind. Bleibt zu

hoffen, dass die Reduzierung der Treibhausgaseauch

vonObamasNachfolger mit gleicher Vehemenz

fortgesetzt wird. Bericht Seite 4

Kampf ums Klima: Obama

plant radikale Energiewende

US-Präsident macht sich für das bislang ambitionierteste Klimaschutzprojekt stark.

Kraftwerke sollen Ausstoß von Kohlendioxid bis 2030 um 30 Prozent drosseln.
Washington – Barack Obamas Terminplan

für den gestrigen Montag

ließ von einem historischen Tag

nichts erkennen. Morgens die üblichen

Treffen mit seinen Beratern

im Weißen Haus, abends der Abflug

zu einer kurzen Europareise –

undzwischendrin eine Telefonkonferenz

mit Gesundheitsgruppen

zum Thema Lungenkrankheiten.

Dannaber nanntenUS-Kommentatoren

den Tag, an dem die Umweltbehörde

EPA ihren Plan zur

Eindämmung des Kohlendioxidausstoßes

von Kraftwerken veröffentlichte,

den wichtigsten Tag seiner

zweiten Amtszeit. Es gehe um

das Erbe von Obamas Präsidentschaft.

Er will sein Land, zweitgrößter

Klimasünder der Welt, in eine

sauberere Zukunft führen.

Der Präsident greift dabei zu einem

gewagten politischen Manöver,

um im Jahr sechs nach seinem

Amtsantritt endlich sein VersprechenvomKampf

gegen die globale

Erwärmung einzulösen: Die EPA

handelt allein auf seinen Erlass.

Obama baut voll auf seine Macht

als Regierungschef und lässt dabei

den Kongress links liegen. „Obamas

neuer Klima-Krieg hat begonnen“,

kommentiert die Politzeitung

„The Hill“.

Die Republikaner, die Energielobby

und selbst Parteifreunde aus

betroffenen Bundesstaaten wetzen

bereits die Messer. Doch sein Vermächtnis

in der Klima-Frage scheint Obama wichtiger zu sein

als die anstehende Kongresswahl,

lobt die „New York Times“. Und er

ist schlau genug, eine neue Diskussion

über den Klimawandel gar

nicht erst anzuzetteln. Es gehe ihm

umdie Gesundheit der Kinder,

sagte er. Sie sollen

saubere Luft atmen.

Obamahat seine Lektionaus

missratenen Klimagipfeln

und Kongress-

Wahlpleiten

gelernt: Das Weiße

Haus greift tief

in die Trickkiste.

Ein uraltes Gesetz

gegen Luftverpestung ist die legale

Grundlage für die neue Regel

der EPA: Demnach muss der

CO2-Ausstoß durch Kraftwerke bis

2030um 30 Prozent unter den Wert

von 2005 sinken. Obama setzt dabei

auf Kooperation und Flexibilität.

Wie die Bundesstaaten das Ziel

jeweils erreichen, dürfen sie allein

entscheiden.

Umweltschützer bejubeln die

Ankündigung. „Diese neuen

Standards sind gut für unsere

Gesundheit,

für unsere

Wirtschaft

und für unsere Kinder in allen künftigen

Generationen“, glaubt die Organisation

Natural Resources Defense

Council. „Die Zeit läuft ab, aber

heute erinnert uns der Präsident daran,

dass wir die Lösungen haben.“

Die US-Handelskammer hingegen

rechnet bereits vor, dass die neuen

Regeln der Konjunktur 50 Milliarden

Dollar (36,7 Milliarden Euro)

entziehen würden.

Doch Experten wissen auch,

dass das Ziel nicht revolutionär ist.

Der Treibhausgas-Ausstoß in den

USA ist seit 2005 bereits um mehr

als zehn Prozent gesunken. Das

liegt am niedrigeren Energieverbrauch

und daran, dass vermehrt

Kohle durch Fracking-Gas ersetzt

wird. Zudem hat sich die Erzeugung

von Solarkraft verzehnfacht,

von Windkraft verdreifacht. Auch

hatObamabereits mehrfach erfolgreich

die Limits für den Benzinverbrauch

von Fahrzeugen verschärft.

Obama will mit der Ankündigung

kurz vor dem G7-Gipfel in

Brüssel auch international Zeichen

setzen.Ermusssich nicht zuletztmoralisch

munitionieren, um UmweltsünderwieChinaoder

Indien anklagenzu

können.Dochob die geplanteCO

2-Regulierung wie geplant im

kommenden Jahr verbindlich

wird, ist offen. Der Erlass könnte juristisch

anfechtbar sein – und die

reiche Stromlobby wird die teuersten

Anwälte mit Frontalangriffen

gegen die Behörde beauftragen.

�Das setzt aber voraus, dass man an den CO2-Schwindel glaubt. 





